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Die Hornkuh-Initiative verlangt, dass Halterinnen und Halter 
von ausgewachsenen Kühen, Zuchtstieren, Ziegen und Ziegen
böcken mit Hörnern einen Beitrag erhalten. Das könnte falsche 
Anreize schaffen und letztlich den Tieren mehr schaden als 
nützen. Zudem würde die Eigenverantwortung der Landwirtin
nen und Landwirte eingeschränkt. Der Bundesrat lehnt die 
Vorlage insbesondere aus folgenden Gründen ab:

-

-

Das Entfernen der Hörner bei Kühen und Ziegen mag von 
vielen als ein schwerer Eingriff empfunden werden. Gemäss 
Tierschutzgesetzgebung ist der Eingriff aber erlaubt, weil er das 
Tierwohl nach heutigem Stand des Wissens nicht übermässig 
beeinträchtigt. Andere Aspekte wie Bewegung, Sozialkontakte 
und der Umgang der Halterin oder des Halters mit den Tieren 
sind entscheidender. Gerade diese Vorteile für das Tierwohl 
könnten bei einer Annahme der Initiative jedoch in Frage gestellt 
werden: Da behornte Tiere in Ställen mit Anbindehaltung 
weniger Platz beanspruchen als in Freilaufställen, könnte ein 
Hornbeitrag dazu führen, dass sich Landwirtinnen und Land
wirte bei Neu­ und Umbauten von Ställen vermehrt für die 
Anbindehaltung entscheiden. Diese Haltungsform schränkt die 
Bewegungsfreiheit und die Sozialkontakte ein und bedeutet 
für die Tiere somit eine grössere Beeinträchtigung als das 
Enthornen.

­

Tiere mit Hörnern können sich gegenseitig verletzen. 
Besonders die schwächeren Tiere einer Herde sind gefährdet. 
Auch für die Landwirtinnen und Landwirte sind Tiere mit 
Hörnern gefährlicher als Tiere ohne Hörner. Je mehr Tiere mit 
Hörnern gehalten werden, desto höher ist also die Unfallgefahr 
für Mensch und Tier.

Argumente Bundesrat

Tieren würde es 
nicht besser gehen

Hörner erhöhen 
die Verletzungs
gefahr

-

Erste Vorlage: Hornkuh­Initiative 
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Je nachdem, wie die Initiative konkret umgesetzt würde, 
müsste der Bund zwischen 10 und 30 Millionen Franken pro  
Jahr einsetzen. Diesen Betrag könnte er zwar über die be­
stehenden Kredite für die Landwirtschaft finanzieren. Dies 
würde aber zu Kürzungen in anderen Bereichen der Landwirt
schaft führen. Zudem wäre die Erfassung der Tiere mit Hörnern 
für Bund und Kantone mit einem beachtlichen Aufwand und  
mit Kosten verbunden.

­

Ob auf einem Hof Tiere mit Hörnern oder ohne Hörner 
gehalten werden, kann am besten die Landwirtin oder der 
Landwirt selber entscheiden. Sie oder er kennt die Platzverhält
nisse und die Tiere am besten. Es ist nicht Sache des Bundes, die 
unternehmerische Freiheit von Landwirtinnen und Landwirten 
einzuschränken, indem diese mit einem Beitrag zur Haltung 
von Kühen und Ziegen mit Hörnern animiert werden. Das 
würde der Stossrichtung der Agrarpolitik hin zu mehr unterneh
merischer Eigenverantwortung widersprechen.

­

­

Aus all diesen Gründen empfehlen Bundesrat und  
Parlament, die Volksinitiative «Für die Würde der landwirt
schaftlichen Nutztiere (Hornkuh­Initiative)» abzulehnen.

­

 Nein
  admin.ch/hornkuh­initiative 

Kosten der  
Umsetzung

Unternehmerische 
Eigenverant
wortung

-

Empfehlung 
von Bundesrat  
und Parlament
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